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BEZIRKSGERICHT HORGEN

Zorniger Vater
stalkt die Mutter
seines Kinds
Freiheitsstrafe wegen Nötigung
und falscher Anschuldigungen

fsi. · Seitmehrals drei Jahrenkämpft ein
arbeitsloser Kinderbetreuer mit seiner
Ex-Partnerin um das Recht, mit seinem
Ende 2015 geborenen Sohn Kontakt zu
haben und regelmässig über dessen Be-
finden informiert zu werden. Kurz nach
der Geburt hatte sich die Frau nämlich
von demheute 27-jährigen Schweizer ge-
trennt und diesem jeglichenZugang zum
gemeinsamen Kind verweigert.

Bei der Kinder- und Erwachsenen-
schutzbehörde (Kesb) schuf sich der
Mann wegen seinerAufsässigkeit schnell
den Ruf eines Querulanten. Man liess
ihn psychologisch begutachten; aller-
dings verweigerte er die Kooperationmit
den Fachleuten. Nachdem die Mutter
nach langerWeigerung endlich in beglei-
tete Besuche eingewilligt hatte, wies der
Vater dasAngebot allerdings zurück. Er
wollte ohne fremde Aufsichtspersonen
mit seinem Sohn zusammen sein, obwohl
ihn dieser nach dreijähriger Trennung
gar nicht wiedererkennen könnte.

Zwei hängige Zivilverfahren

Zurzeit sind zwei zivilrechtliche Verfah-
ren um das Besuchsrecht und das Infor-
mationsrecht hängig. Und dieser Tage
hat der kämpferischeVater wegenmehr-
facher falscher Anschuldigung, mehr-
fachen falschen Alarms, mehrfacher
Nötigung undmehrfachenUngehorsams
gegen amtliche Verfügungen vor dem
Bezirksgericht Horgen gestanden.

VonAnfang 2017 bisMitte 2018 hatte
der Mann gemäss Anklageschrift die
Frau rund 20 Mal pro Monat abgepasst.
Er beobachtete dieMutter und das Kind
aus relativ kurzer Distanz und sagte da-
bei gut hörbar, dass es «nicht gut kom-
men» werde, wenn die Frau so weiter-
mache. Auch schlich er trotz einem
Rayonverbot um ihr Wohnhaus herum
und klingelte mehrmals an ihrer Türe.

Ab Mai 2018 bezichtigte er die Ex-
Freundin in mehreren Schreiben an ver-
schiedene Behörden der Körperverlet-
zung zulasten des gemeinsamen Sohnes
sowie der jahrelang praktizierten Kin-
desmisshandlung. Später rief er mehr-
mals die Einsatzzentrale der Kantons-
polizei an, um auch dort Anschuldigun-
gen gegen die Ex-Partnerin vorzubrin-
gen. Hinweise auf Misshandlungen
wurden indes weder durch die Polizei
noch bei ärztlichen Untersuchungen des
Kleinkinds entdeckt. Erst nachdem der
MannAnfang Februar zweiTage in Haft
gesessen hatte, endete das Stalking.

«Pflichtverteidiger» des Sohns

Nach der beruflichen Tätigkeit gefragt,
bezeichnete sich der Beschuldigte als
«Pflichtverteidiger» seines Sohnes. Die
Antwort auf die weiteren Fragen des
Richters verweigerte er unter Hinweis
auf die bestehendenAkten.

Die Verteidigerin beteuerte, dass ihr
Mandant bei seinen Anschuldigungen
keine physischen Verletzungen gemäss
Art. 123 StGB gemeint habe, sondern
vielmehr die psychische Misshandlung
des Kinds, indem ihm der Kontakt zum
leiblichen Vater verweigert werde. Die
Einsatzzentrale habe er angerufen, weil
er von der Kesb an die Polizei verwiesen
worden sei; dass er einen Alarmeinsatz
auslöse, habe er nicht wissen können.
Und von Stalking könne gleichfalls keine
Rede sein; die angebliche Zahl der Kon-
taktversuche sei masslos übertrieben.

Diese Argumentation verfing beim
Richternicht.ErverurteiltedenBeschul-
digten zu einer bedingten Freiheitsstrafe
von 9 Monaten sowie zu 2000 Franken
Busse. Man müsse ihm nicht zwingend
eine ungünstige Prognose stellen. Denn
seit den zwei Tagen in Haft habe er sich
nichts mehr zuschulden kommen lassen.
Um die Abschreckung stärker wirken
zu lassen, erhöhte der Richter die von
der Staatsanwaltschaft vorgeschlagene
Probezeit aber von 3 auf 4 Jahre.

Urteil GG 190 003 vom 18. 4. 19; noch nicht
rechtskräftig.

So beeinflussen Strassenlampen
die nachtaktiven Insekten
Mücken reagieren weniger auf Licht als Bienen und Ameisen, wie eine Untersuchung zeigt

ALOIS FEUSI

Unnötige Lichtemissionen im Aussen-
raum seien zu vermeiden. So steht es in
der Norm SIA 491 von 2013.Der Begriff
«Lichtverschmutzung» ist längst eta-
bliert. Und dass Leuchten, die in besie-
deltenGebieten oft die ganze Nacht hin-
durch strahlen, den menschlichen Tag-
Nacht-Zyklus und die Regeneration
während des Schlafes beeinträchtigen
können, ist hinlänglich bekannt.

Seit einiger Zeit sind nun auch die
Auswirkungen der künstlichen Beleuch-
tung auf die Tierwelt und insbesondere
ihr Beitrag zum Insektensterben in den
Brennpunkt des Interesses gerückt.
Klimawandel, Pestizide undMonokultu-
ren sind mit ziemlicher Wahrscheinlich-
keit die Ursachen des akuten Rückgangs
der Insektenpopulationen.Die Beleuch-
tung kann aber ein zusätzlicher Stress-
faktor für nachtaktive Tiere sein.

Die bisher wenig bekannten Zusam-
menhänge zwischen nächtlichem Licht
und Insekten sowie Fledermäusen sind
ein Thema für die Eidgenössische For-
schungsanstalt für Wald, Schnee und
Landschaft (WSL). Vor einiger Zeit
wandten sich die BirmensdorferWissen-
schafter mit demVorschlag an die EKZ,
gemeinsame Grundlagenforschung zu
betreiben. Die WSL war auf den kanto-
nalen Stromversorger durch dessen neue
Projekte zur Steuerung der Beleuchtung
aufmerksam geworden.

Die von den EKZ eingesetzten intel-
ligenten LED-Lampenmachen derartige
wissenschaftliche Studien überhaupt erst
möglich,weil sie sich je nach Bedarf dim-
men und aufblenden lassen. Damit lässt
sich der Einfluss von unterschiedlich
starkem Licht auf Insekten erkennen.

Es geht ums rechte Mass

Die EKZ, die in weiten Teilen des Kan-
tons die Behörden bei der Planung der
Strassenbeleuchtung beraten, wollen
grundsätzlich das Licht möglichst mass-
voll und gezielt einsetzen. «Das richtige
Licht am richtigen Ort» sei die Maxime,
erklärt JörgHaller,Leiter öffentliche Be-
leuchtung und einer der beiden Vertre-
ter der EKZ in dem siebenköpfigen For-
schungsteam. Man strebe eine optimale
Lichtqualität an, hält er fest. Neben der
Sicherheit würden auch die Wirtschaft-
lichkeit und die Ökologie in die Planung
einbezogen.

An einem Fussgängerstreifen ist die
Sicherheit höher zu bewerten, während
in einem naturnahen Gebiet eher die
Ökologie als der Komfort zählt. «2010,
als ich meine Stelle bei den EKZ antrat,
waren Energieeffizienz und die Kosten
die wichtigsten Faktoren», so erinnert
sich der Elektro- und Wirtschaftsinge-
nieur Haller. «Inzwischen haben die
Lichtemissionen und die Qualität des
Lichts mehr Gewicht gewonnen.»

Die neuen intelligenten LED-Leuch-
ten lassen sich wesentlich präziser einset-
zen als die früheren Natriumdampf-
lampen. Ihr Licht kann gezielter auf

Fahrbahnen, Trottoirs und Fussgänger-
streifen gebündelt werden, ohne dass es
zu einer grellen Rundumabstrahlung wie
früher kommt. Sie sind durch Bewe-
gungssensoren dimmbar, und überdies
verbrauchen sie viel weniger Energie.

Im Versorgungsgebiet der EKZ sind
inzwischen bereits rund 1000 solche
Leuchten installiert, und die technische
Entwicklung schreitet zügig voran. Ob-
wohl technisch bereits fast alles möglich
sei, stehe man erst amAnfang.DieTech-
nologie von Steuerungen und Sensoren
werde aber stetig besser und günstiger,
betont Jörg Haller. Besonders in der
Nähe von Umweltzonen oder natur-
nahenRäumen empfehlen die EKZ dem
Kanton und den Gemeinden deren Ein-
satz. «Aber wir haben stets nur eine Be-
rater- und Planerfunktion. Letztlich ent-
scheidet die Politik.» Während die Ge-
meinden autonom über die Dauer der
nächtlichen Beleuchtung ihrer Strassen

bestimmen, werden entlang der Kan-
tonsstrassen die Lichter schon länger um
Mitternacht gelöscht. Mit diesen Dun-
kelkorridoren für nachtaktive Tiere ist
bereits einiges erreicht. Die Insekten
fliegen nicht mehr die ganze Nacht um
die Lampen, um dann irgendwann ent-
kräftet zu Boden zu fallen. Sie sind zu-
dem nicht mehr übermässig lang eine
leichte Beute für Fledermäuse.Auch an-
dere lichtempfindliche Arten und die
Sicht in den Nachthimmel profitieren
von diesen Massnahmen.

Dimmen nützt

IndergemeinsamenStudievonWSLund
EKZ,dievonMaibisJuli2017anjeeinem
1000 Meter langen Strassenabschnitt in
denGemeindenUrdorf und Regensdorf
durchgeführt wurde, ging es nun darum,
den Effekt des Abdimmens des Lichts
auf die Fauna zu ermitteln.Die Forscher

hängten an jeder Strassenlaterne Insek-
tenfallen auf und rüsteten jeden zweiten
Kandelaber mit Mikrofonen aus, um die
Ultraschall-Echo-Ortungslaute von
Fledermäusen zu registrieren.

Die EKZ betrieben die betreffenden
Laternen alternierend je eine Woche
lang mit Volllicht und mit einer sensor-
gesteuerten, dem tatsächlichen Ver-
kehrsaufkommen angepassten Leucht-
stärke. In Regensdorf wurde diese bei
wenig bis keinem Verkehr auf bis zu 30
Prozent und in Urdorf auf bis zu 40 Pro-
zent hinuntergedimmt.Damit reduzierte
sich die Lichtmenge im Zeitraum von
der Dämmerung bis zurAbschaltung um
1 Uhr 30 um insgesamt einen Drittel.

Bei der Auswertung der Daten ging
die Witterung klar als grösster Einfluss
auf die Anzahl der Tiere hervor, und
zwar auf jene der Insekten ebenso wie
auf jene der Fledermäuse.Als zweitwich-
tigster Faktor aber folgt bereits die Licht-
stärke. An beiden Strecken wurden in
den 32 Nächten mit gedämpftem Licht
bis zu 50 Prozent weniger Insekten und
eine um bis zu 55 Prozent geringere
Fledermausaktivität registriert.

Es stellte sich heraus, dass nicht alle
der acht untersuchten Insektengruppen
in gleichem Mass auf die Dämpfung des
Lichts reagierten. Die beiden grössten
Gruppen, nämlich die Käfer und die
Zweiflügler wie beispielsweise Fliegen,
Mücken und Schnaken, fanden sich so-
wohl unter vollem als auch unter ge-
dimmtemLicht ungefähr gleich häufig in
den Insektenfallen. Laut den Wissen-
schaftern der WSL heisst das, dass ent-
weder die Dämpfung für sie zu schwach
ist oder dass sie grundsätzlich nicht sehr
sensitiv auf Licht sind. Besonders emp-
findlich reagieren dagegen die Hautflüg-
ler wieAmeisen,Bienen undWespen so-
wie auch dieWanzen.

Variable Lichtfarben

VonMai bisAugustwerdendieWSLund
die EKZ nun eine weitere Studie durch-
führen, diesmal in Weiningen. Dabei
untersuchen die Forscher, wie stark der
Einfluss der Lichttemperatur und damit
der Lichtfarbe darauf ist, auf welche
Lampendie Insekten fliegen.ImVersuch
von2017arbeitetemanmitLeuchtenmit
einer Lichttemperatur von 4000 bzw.
4200Kelvin.Das ergibt ein weisses Licht
mit einem hohenBlauanteil, dasmanche
Insekten offenbar stark anzieht.

Bei der zweiten Auflage wird man
nun mit zwei verschiedenen Leuchten-
formen und unterschiedlichen Farb-
temperaturen von 1750 (gelblich bis
orangegolden), 3000 (warmweiss) und
4000 Kelvin (neutralweiss) arbeiten.
1750 Kelvin ergeben ein warmes Licht,
ähnlich wie jenes der alten Natrium-
dampflampen.Diese Leuchten brauchen
zwar mehr Energie, aber sollten sie sich
tatsächlich als insektenfreundlicher er-
weisen, wären sie eine gute Alternative
in ökologisch sensiblen Landschaften.
Denn ganz ohne Beleuchtung geht es
halt auch dort nicht.

Einbürgerungen zum Einheitstarif
Der Regierungsrat will die Hürden für den Erwerb des Schweizer Passes weiter angleichen

flu. · Rund ein Viertel aller Einbürge-
rungen in der Schweiz erfolgt imKanton
Zürich, 2018 waren es 10 373. Die Vor-
gaben werden durch den Bund gemacht,
und diese sind nachAnsicht des Zürcher
Regierungsrats nach den jüngsten, auf
Anfang 2018 in Kraft getretenen Ver-
schärfungen gerade streng genug. Im
neuenBürgerrechtsgesetz,das die Regie-
rung amDienstag in dieVernehmlassung
geschickt hat, sind höhere Anforderun-
gen daher die Ausnahme. Einbürgerun-
gen stärkten die Demokratie und förder-
ten die Integration,begründet der Regie-

rungsrat in einerMedienmitteilung seine
Grundhaltung.Die Schweiz habe ein In-
teresse daran, dass sich die im Land
lebenden Personenmit den Institutionen
verbunden fühlten und am sozialen und
politischen Leben teilnähmen.

MehrGewicht als aufVerschärfungen
legt die Regierung auf die Harmonisie-
rungderVoraussetzungen.Amdeutlichs-
ten wird dies bei den Gebühren. Heute
dürfendieGemeinden selberbestimmen,
wie viel dieVerleihung eines Gemeinde-
bürgerrechts an Ausländerinnen und
Ausländerkostet.InderPraxis seiennach

wie vor erhebliche Unterschiede festzu-
stellen,heisst es imKommentar zumGe-
setzesentwurf. In gewissen Gemeinden
werde das Verfahren zu einer «kostspie-
ligen Angelegenheit». Um einen «fairen
und rechtsgleichen Zugang» zum Staats-
bürgerrecht zu sichern, sieht der Regie-
rungsrat für sich die Kompetenz vor, die
Gebühren einheitlich zu regeln. Weiter
soll der sogenannte Grundkenntnistest,
mit dem die Behörden das Wissen der
Kandidaten über die Verhältnisse in
Bund, Kanton und Zürcher Gemeinden
prüfen, künftig eineAnerkennung durch

das kantonale Gemeindeamt brauchen.
Zudem soll pro Gemeinde nur noch ein
Organ über Gesuche entscheiden: ent-
weder die Gemeindeversammlung oder
der Gemeinderat.

Vor einem Jahr schon hatten SVP,
FDP und EDU im Kantonsrat mehrere
Vorstösse für Verschärfungen einge-
reicht.Von diesenAnliegenwie besseren
Sprachkenntnissen oder längerenWohn-
sitzpflichten ist keines berücksichtigt
worden.Jedoch sollen straffällige Jugend-
liche neu eineFrist abwartenmüssen,be-
vor eine Einbürgerung möglich wird.

Das LED-Licht, hier in Igis-Landquart, lässt sich präzise einsetzen. ARNO BALZARINI / KEYSTONE


